
Koordinierung kommunaler
Fl�chtlingsarbeit in Baden-W�rttemberg

Eine der derzeit grçßten Herausforderungen der St�dte und Gemeinden ist es,
eine kommunale „Willkommenskultur“1 zu etablieren, die mehr ist als Rhetorik
und Symbolpolitik. Es geht um das „Ankommen“ und die Integration von
Menschen in die lokale Gemeinschaft und Gesellschaft. Wie dies auf Ebene
der St�dte und Gemeinden strukturell und institutionell unterst�tzt werden
kann und welche Spannungsfelder es hierbei gibt, zeigt der folgende Beitrag
und beantwortet folgende Fragen:

L Was ist die Ausgangslage und was sind die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen in Deutschland?

L Was versteht man unter Willkommens- und Integrationskultur?
L Wie ist das Asylverfahren in Deutschland aufgebaut? Welche integrations-

politischen Maßnahmen sind in dieser Zeit vorgesehen?

In zwei ausf�hrlichen Kapiteln werden außerdem die Organisation und Zu-
st�ndigkeiten auf kommunaler Ebene beschrieben und wie Kommunen die
kommunale Fl�chtlingsarbeit bestmçglich organisieren kçnnen. Hier gibt das
Autoren-Team praktische Tipps und Hinweise.
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1 War im Sommer dieser Begriff in den Medien noch sehr en vogue, so hat der doch im Herbst
2015 eine erhebliche Abk�hlung erfahren.
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1 Ausgangslage und rechtliche
Rahmenbedingungen

Derzeit sind weltweit etwa 60 Mio. Menschen auf der Flucht. Die große Mehr-
zahl lebt in Fl�chtlingscamps oder bei Verwandten in den Anrainerstaaten, nur
ein kleiner Teil der Fl�chtlinge wagt den gef�hrlichen Weg, oft mit der Hilfe
von Schleusern, nach Europa. Dennoch werden es immer mehr und keiner
kennt die genaue Zahl derer, die derzeit und in Zukunft in Europa Schutz und
Heimat suchen. Wurde noch im Januar 2015 mit 250.000 Asylbewerbern im
Jahr 2015 gerechnet, ging der Deutsche St�dte- und Gemeindetag im Juni
bereits von ca. 450.000 neuen Asylbewerbern aus; in der Zwischenzeit liegen
die Prognosen bei ca. 1 Mio. Menschen. Dies stellt Bund, L�nder und Kom-
munen, Staat und Gesellschaft vor große Herausforderungen.

Bundesebene

Der Bund definiert im Rahmen der Rechtsetzung die strategischen Entwick-
lungslinien der Fl�chtlings- und Integrationspolitik. Auch koordiniert er die
europ�ische Fl�chtlingspolitik und setzt durch die „Außen- und Entwicklungs-
politik“ an den Fluchtursachen in den Herkunftsl�ndern an. Das Bundesamt f�r
Migration und Fl�chtlinge (BAMF) ist einerseits zust�ndig f�r die Durchf�h-
rung der Asylverfahren im Rahmen des Asylgesetz2 und den Fl�chtlingsschutz,
aber auch f�r die Fçrderung der bundesweiten Integration. Schließlich legt der
Bund auch wesentliche Rahmenbedingungen f�r den Zugang und die Teilhabe
von Asylsuchenden am gesellschaftlichen Leben fest. Dies betrifft sowohl die
Leistungen f�r Unterkunft, Ern�hrung, Gesundheit etc. im Rahmen des Asylbe-
werberleistungsgesetzes (AsylbLG) als auch die Zugangsmçglichkeiten zum
Arbeitsmarkt.

Landesebene

Die L�nder haben trotz der Regelungskompetenz des Bundes erhebliche Spiel-
r�ume, und zwar sowohl im Hinblick auf die Fragen nach der gesellschaftlichen
Teilhabe wie auch im aufenthaltsrechtlichen Bereich. Denn sie sind f�r die
Umsetzung des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) w�hrend und vor allem nach
dem Asylverfahren zust�ndig. Hierzu kçnnen die L�nder entsprechende L�n-
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2 Seit Oktober 2015 heißt das Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) nur noch Asylgesetz. Im �brigen
sind in diesem Artikel die Entwicklungen bis November 2015 skizziert. Da es sich um ein sehr
dynamisches Aufgaben- und Themengebiet handelt, ist nicht ausgeschlossen, dass es bis zur
Verçffentlichung des Artikels rechtliche und strukturelle Ver�nderungen gibt. Der Grund-
duktus des Artikels �ndert sich dadurch allerdings nicht.



dergesetze und Durchf�hrungsverordnungen erlassen (in Baden-W�rttemberg
beispielsweise durch das Fl�chtlingsaufnahmegesetz BW – Fl�AG oder die
DVO Fl�AG). Auch f�hren sie die Fachaufsicht �ber die Ausl�nderbehçrden
der Kommunen. Auch die Umsetzung des AylbLG ist an die L�nder delegiert,
die f�r die Unterbringung sowie die Geld- und Sachleistungen verantwortlich
sind. Diese leiten ihrerseits diese leistungs- und integrationspolitischen Auf-
gaben an die kommunale Ebene weiter und stellen im Gegenzug finanzielle
Mittel zur Verf�gung oder tragen diese selbst.

Kommunale Ebene

Damit liegt sowohl die integrationspolitische als auch die ordnungspolitische
und -rechtliche Aufgabe letztendlich bei der kommunalen Ebene3, die ihrerseits
eine „hybride Identit�t“ hat. Denn einerseits sind die Kommunen staatsrecht-
lich keine eigene Ebene, sondern sind Teil des jeweiligen Bundeslandes und
agieren daher als untere Verwaltungsbehçrden der L�nder und setzen entspre-
chende Pflichtaufgaben um. Gleichzeitig genießen sie jenseits der delegierten
Bereiche ein kommunales Selbstverwaltungsrecht und kçnnen deshalb eigene
integrationspolitische Strategien und Maßnahmen umsetzen.

Pflichtaufgaben Freiwillige Aufgaben

L Vollzug des Aufenthaltsrechtes und -gesetzes

L Vollzug des Asylbewerberleistungsgesetzes

L Integrationspolitische Konzeptionen

L Integrationspolitische Maßnahmen wie z.B.
Deutschkurse, Koordinierungsstellen, Be-
gegnungsprojekte …

Dies beinhaltet auch ein Spannungsfeld, das bereits auf der Bundesebene
angelegt ist und sich auf der L�nder- und kommunalen Ebene fortsetzt. Das
Spannungsfeld bewegt sich zwischen ordnungsrechtlichen Zielen und Maßnah-
men (Migrationskontrolle) auf der einen und wohlfahrtsstaatlichen und inte-
grationspolitischen Maßnahmen und Zielen (Versorgung, arbeitsmarktorien-
tierte Integration) auf der anderen Seite. Ob und welche der Seiten �berwiegt,
h�ngt einerseits vom politischen Willen wie auch von den vorhandenen und
eingesetzten Ressourcen ab.4 Damit liegen die viel beschworene integrations-
politische „Willkommenskultur“ und die ordnungspolitische „Kontrollkultur“
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3 Wenn von der kommunalen Ebene geredet wird, so sind dies im Regelfall die Kreise,
kreisfreien St�dte sowie die Gemeinden. Je nach Grçße der St�dte und Gemeinden sind hierbei
die Zust�ndigkeiten unterschiedlich geregelt. In diesem Beitrag wird bewusst von St�dten und
Gemeinden geredet, da die zentrale Integrationsarbeit „vor Ort“ erfolgt, also in den St�dten
und Gemeinden. Gleichwohl sind gerade im Bereich der Fl�chtlingsthematik viele Zust�ndig-
keiten beim Kreis.

4 So ist nachgewiesen, dass die Ausl�nderbehçrden ihren Spielraum im Rahmen ihrer Ermes-
sensentscheidungen sehr unterschiedlich auslegen.



oft sehr eng beieinander. Kommunal-strukturell abgebildet wird dies in Form
von eher restriktiv und ordnungspolitisch agierenden Ausl�nder-/Ordnungs-
�mtern und sozial- und integrationspolitisch agierenden Sozial�mtern oder
Integrationsstellen.

Spannungsfeld Integrations- und Ordnungspolitik

In der folgenden Tabelle wird das dargestellte Spannungsfeld zwischen Integra-
tions- und Ordnungspolitik noch einmal zusammenfassend f�r alle Ebenen
dargestellt:

Ebenen Integrationspolitische Maßnahmen Ordnungspolitische Maßnahmen

Kommunale
Ebene (Kreise,
St�dte, Gemein-
den)

Schaffung von Integrationsstellen; Koor-
dinierung von Ehrenamtlichen; Schaffung
von Arbeitsgelegenheiten; eigene freiwillige
Leistungen, z.B.im Bereich der Bildung

Struktur: Integrationsbeauftragte; Integrati-
onsbeir�te

Ausl�nderrechtliche Genehmi-
gungen; arbeitsrechtliche Erlaub-
nisse; Entscheidungen �ber Ab-
schiebungen etc.

Struktur: Ausl�nder-/Ordnungs-
amt

Landesebene Erlass der Verwaltungsvorschrift �ber die
Gew�hrung von Zuwendung zur gesell-
schaftlichen Teilhabe und Integration
(VwV-Integration); Bezuschussung von In-
tegrationsbeauftragten; Gew�hrung von
Fçrderprogrammen; Bezuschussung von in-
tegrationsorientierten Verb�nden, z.B. dem
Landesfl�chtlingsrat

Struktur: Integrationsministerium

Verst�rkung der Abschiebepraxis;
Neuorganisation der Unterk�nfte
zur st�rkeren Konzentration von
Fl�chtlingen ohne Bleiberechts-
perspektive; sicherheits- und ord-
nungspolitische Maßnahmen

Struktur: Innenministerium

Bundesebene Erstellung „Nationaler Aktionsplan Inte-
gration“ mit dem Ziel: „Zusammenhalt
st�rken und Teilhabe verwirklichen“;

Rolle des BAMF als „Integrationsinstituti-
on“; Erleichterung Zugang zum Arbeits-
markt; Anbieten von Integrationskursen
und -leistungen; Ausschreibung von Pro-
grammen zur Integration; Durchf�hrung
von Modellprojekten wie z.B. „Early Inter-
vention“

Rolle des BAMF als Behçrde zur
Durchf�hrung der Asylverfahren;
Ausweitung der „sicheren Dritt-
staaten“; Einschr�nkungen der
Leistungen; Mçglichkeit der Ver-
st�rkung des Sachleistungs-prin-
zips; Aufstockung der Mitarbeiter
im Bereich der Ordnung & Si-
cherheit

Europ�ische
Ebene

Formulierung von „Mindeststandards“ im
Rahmen des 2013 verabschiedeten „Ge-
meinsamen Europ�ischen Asylsystems“
(GEAS); Europ�ischer Sozialfonds zur Be-
zuschussung von Integrationsprojekten

Verst�rkung der Außengrenzen;
Dublin-III-Verordnung

Tab. 1: Integrations- und Fl�chtlingspolitik im Spannungsfeld von Ordnungs-
und Integrationspolitik
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Deutlich wird, dass sich das skizzierte Spannungsfeld auf allen Ebenen spiegelt
und auch „strukturell“ abgebildet ist. Damit ist eines der zentralsten Aufgaben,
diese Spannung gut „auszubalancieren“, manchmal auch einfach auszuhalten.

2 Was bedeutet „Willkommenskultur“ und
Integration? Handlungsfelder der
Integration

Der Begriff der „Willkommenskultur“ ist ein von vielen verwendeter Begriff.
Gleichzeitig ist er schwammig und wird fast inflation�r gebraucht. Trotzdem
lohnt es sich, diesem Begriff ein wenig n�her nachzugehen. Willkommenskultur
meint zum einen eine gewisse Grundhaltung der Offenheit und Akzeptanz
gegen�ber Migranten – und selbstverst�ndlich gegen�ber anderen Menschen –
zum anderen steht er aber auch f�r Praktiken in verschiedenen Organisationen
und institutionellen Kontexten, in denen Barrieren der Integration abgebaut
und Wege der Inklusion gefunden werden.5

Damit wird bereits eines deutlich: Es geht nicht nur um Praktiken, Maßnah-
men, Verhaltensweisen, also das „operative Gesch�ft“. Es geht um Grund-
haltungen, Werte, ja fast Menschen- und Weltbilder, die oft nicht sichtbar,
manchmal auch unbewusst sind, sich aber doch im tagt�glichen Leben mani-
festieren.

2.1 Definition des Begriffs „Kultur“
Dies wird auch durch die Definition des „Kulturbegriffs“6 deutlich, der 3
Ebenen umfasst:

L Ebene 1 beinhaltet all das, was „nach außen“ sichtbar wird und wahr-
genommen werden kann: Verhaltensweisen, Rituale, die Art der Kleidung,
der Umgang miteinander etc. Dies ist die Ebene des Verhaltens.

L Ebene 2 ist die Ebene der Werte, Haltungen und Einstellungen. Hier geht es
um grundlegende �berzeugungen, „was das Richtige“ ist, welche Werte
(z.B. Werte wie Freiheit, Ordnung, Sicherheit, Leistungsorientierung …)
hochgehalten werden und was „wichtig“ ist. Bereits die zweite Ebene ist oft
nicht sichtbar, oft auch nicht bewusst. Allerdings manifestiert sie sich auf
Ebene 1, indem aus den Werten Praktiken entwickelt werden. Insofern
spiegelt die operative Verhaltensebene die normative Werteebene.
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5 Vgl. den Artikel „Was bedeutet Willkommenskultur“ von Friedrich Heckmann.
6 Der Organisationsexperte Edgar Schein hat diesen Begriff sehr schçn herausgearbeitet.



L Noch „tiefer“ liegt die Ebene 3, die Ebene der „mentalen Paradigmen“ und
der grundlegenden Menschen- und Weltbilder. Hier geht es um die Fragen:
Wie wird der „Mensch“ gesehen (gut – bçse, frei – unfrei, solidarisch –
individuell, leistungsorientiert – faul ...)? Was ist die „Natur“? Wie ist das
Bild von der Gesellschaft? Etc.

Abb. 1: 3 Ebenen der Kultur

Wichtig ist es gerade im Bereich der „Willkommenskultur“, nicht ausschließ-
lich die „Verhaltensebene“ wahrzunehmen und gestalten zu wollen, sondern
auch die Werteebene zu reflektieren und sich beispielsweise im Rahmen der
„Willkommenskultur“ folgende Fragen zu stellen:

L Was sind meine/unsere Welt- und Menschenbilder? Wie halte(n) ich/wir es
mit dem Thema „Freiheit“, „Solidarit�t“, „Gerechtigkeit“ … (Ebene der
Grundannahmen)?

L Welche Werte und Haltungen leiten sich aus meinen/unseren „Bildern“ ab
(Ebene der Haltungen, Werte und Einstellungen)?

L Welche Konsequenzen ergeben sich daraus f�r das konkrete Handeln?
Welche Maßnahmen lassen sich aus den Werten ableiten?
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Wer sich diese Fragen individuell, aber auch kollektiv gçnnt, wird hier wieder
feststellen, dass es „Wertepolarit�ten“ gibt,7 dass sich also das oben bereits
skizzierte „Spannungsfeld“ bis auf die „kulturelle Ebene“ fortsetzt, ja dass sich
die ganz operativen Fragen letztendlich auf einer Werte- und kulturellen Ebene
abspielen.

2.2 Spannungsfelder der Fl�chtlingsthematik
Spannungsfelder, die sich auch in der Fl�chtlingsthematik spiegeln, sind z.B.

– die Spannungsfelder „Sicherheit/Ordnung vs. Freiheit“ oder
– das Spannungsfeld „N�he und Distanz“ oder
– „Wettbewerb/Leistung“ und Solidarit�t“.

Wir wollen individuell wie auch als Gesellschaft „Ordnung und Struktur“,
gleichzeitig aber auch „Freiheit und Pluralit�t“. Wir sind neugierig auf das
„Fremde“, wollen es aber gleichzeitig dann doch nicht so nahe haben. Wir sind
leistungsorientiert, sehen aber gleichzeitig, dass die Leistungspotenziale unter-
schiedlich verteilt sind und sch�tzen deshalb auch den Wert der Solidarit�t. Im
Rahmen der aktuellen Diskussion stehen alle diese Werte auf dem Pr�fstand,
auch wenn sie explizit nicht genannt werden. Umso wichtiger ist es, sich diese
Werte und Haltungen zu vergegenw�rtigen und sie auch zu thematisieren.
Allerdings nicht sofort im Sinne einer Wertung und Bewertung (z.B. in „gut“
und „schlecht“), sondern im Sinne einer achtsamen Wahrnehmung. „Willkom-
menskultur“ in diesem Sinne meint dann erst einmal eine Wahrnehmung, ja
vielleicht sogar Wertsch�tzung anderer Denk-, Werte- und Weltmuster.

2.3 Ebenen der „Willkommenskultur“
Auch umfasst der Begriff der „Willkommenskultur“ verschiedene Ebenen:

L Ebene des Individuums
L Ebene der zwischenmenschlichen Beziehungen
L Ebene von Organisationen und Institutionen
L Ebene der Gesamtgesellschaft

Auf der Ebene des Individuums meint Willkommenskultur offene, vorurteils-
freie Einstellungen und Verhaltensweisen gegen�ber Menschen anderer als der
eigenen Gruppe ethnischer Zugehçrigkeit, anderen Aussehens oder anderer
Religion.

Auf der Ebene interpersonaler Beziehungen in Zwei-Personen- oder Kleingrup-
peninteraktion heißt Willkommenskultur die prinzipielle Offenheit und Bereit-
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schaft, Kommunikation aufzunehmen, Beziehungen „auf Augenhçhe“ einzuge-
hen, Hilfe anzubieten, ohne diese �berzust�lpen und nicht zu diskriminieren. Es
bedeutet das respektvolle „Zugehen auf den anderen“ und die Bereitschaft zur
Beziehungsgestaltung.

Auf der Ebene von Organisationen und Institutionen, in denen es z.B. um
Mitgliedschaften geht und damit auch die Nutzung bestimmter materieller
oder immaterielle Ressourcen, bedeutet Willkommenskultur zun�chst einmal
offene Regelungen und Praktiken des Mitgliedschaftserwerbs. Dort, wo es nicht
um Mitgliedschaftserwerb geht, kçnnen die Organisationen ihrerseits fragen,
inwieweit sich in ihren Dienstleistungen und Praktiken eine Haltung des Will-
kommens, d.h. der Wertsch�tzung und Offenheit, abbildet. Gesamtgesell-
schaftlich spiegelt sich die Frage nach der „Willkommenskultur“ in den Prak-
tiken und gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Integration und in dem
Selbstverst�ndnis, auf welchen Grundlagen Zugehçrigkeit basiert.8

2.4 Handlungsfelder der Integration

Diese eher grunds�tzlichen Vorbemerkungen werden erg�nzt durch ganz prak-
tische Handlungsfelder der Integration.

Von Integration kann dann gesprochen werden, wenn

L entsprechende Sprachkenntnisse vorliegen,
L die Grundbed�rfnisse nach Wohnen, Unterbringung, Gesundheit und dem

gesicherten Lebensunterhalt befriedigt sind,
L der Zugang zu Bildung in Form von Kindergarten, Schule und Ausbildung

mçglich ist,
L die Eingliederung in den Arbeitsmarkt und
L eine Teilhabe an der Gesellschaft und den sozialen Netzwerken erfolgt.9

Dementsprechend orientieren sich die Integrationskonzepte von Bund, L�n-
dern, St�dten und Gemeinden an den entsprechenden Handlungs- und Integra-
tionsfeldern:
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8 Hier zu nennen ist z.B. die zentrale Debatte darum, ob Deutschland „Einwanderungsland“ ist
und sein will.

9 Vgl. BIVS 2008, S. 17.



Abb. 2: Handlungsfelder der Integration

Eines wird durch die Darstellungen des Konzepts der „Willkommenskultur“,
seiner Ebenen und Handlungsfelder deutlich. Dies ist eine komplexe und
herausfordernde Aufgabe, die nur von einer Gesamtgesellschaft mit all ihren
relevanten Akteuren

L Zivilgesellschaft (Kirchen, Verb�nde, Vereine, B�rger)
L Staat/Kommune, Politik/Verwaltung und
L Wirtschaft

im Rahmen eines gemeinsamen Netzwerks geleistet werden kann.
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Abb. 3: Eine gemeinsame Aufgabe aller im Netzwerk

Umso wichtiger ist es, hierf�r einen Rahmen zu schaffen, in dem dies gelingen
kann. Bevor die Gelingensfaktoren hierf�r auf kommunaler Ebene skizziert
werden sollen, ist es notwendig, den Prozess des „Ankommens in Deutsch-
land“, den Prozess des Asylverfahrens wie auch die Anerkennung/Nicht-Aner-
kennung und seine Rechtsfolgen auf die Handlungsfelder der Integration zu
beleuchten. Denn erst dann kçnnen auch die unterschiedlichen Verantwortlich-
keiten und Rollen differenziert herausgearbeitet werden. Denn eines wird
immer wieder deutlich. Dem Willen zur „Willkommenskultur“ und der Bereit-
schaft, sich einzubringen, steht ein eklatantes „Nicht-Wissen“ gegen�ber,
gerade auch was die rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen
anbelangt. Diesem Nicht- oder Halb-Wissen soll an dieser Stelle ein wenig
abgeholfen werden.
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3 Ankommen in Deutschland: Das
Asylverfahren – Anerkennung und
Rechtsfolgen

Reist ein Fl�chtling in Deutschland ein, so erfolgt die Erstaufnahme in einer
Landeserstaufnahmeeinrichtung (LEA).10 Diese ist zust�ndig f�r die Registrie-
rung und f�r die Stellung des Asylantrags. Der Antragsteller selbst erh�lt eine
Bescheinigung �ber die Meldung als Asylsuchender (B�MA). Ist der Antrag
gestellt, so erh�lt der Antragsteller eine „Aufenthaltsgestattung (AG) zur
Durchf�hrung des Asylverfahrens“. Die Dauer in einer LEA soll maximal 611

Monate andauern. Anschließend erfolgt die „vorl�ufige Unterbringung“ in den
Kreisen. Die vorl�ufige Unterbringung soll bis zum Abschluss des Asylverfah-
rens andauern, l�ngstens jedoch 2 Jahre. Sie erfolgt entweder in Sammelunter-
k�nften oder Wohnungen. Nach Abschluss des Asylverfahrens bzw. nach einer
Dauer von 2 Jahren sind die Gemeinden f�r die „Anschlussunterbringung“
verantwortlich. F�r die Asylantragstellung ist das BAMF in der Erstaufnahme-
einrichtung zust�ndig. Fakt ist, dass oft die Registrierung in der vorgesehenen
Zeit nicht erfolgt, sodass die Asylbewerber auf die Stadt- und Landkreise
verteilt werden und dann teilweise dort die formale Antragstellung erfolgt.
Auch sind in vielen F�llen die Verfahren nach 2 Jahren in der „vorl�ufigen
Unterbringung“ noch nicht abgeschlossen, sodass ohne Verfahrensabschluss
eine „anschließende Unterbringung“ in den Kommunen erfolgen muss.

Abb. 4: Unterbringung in Baden-W�rttemberg

Mit jedem Asylantrag wird grunds�tzlich
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10 Im Rahmen eines aktuellen Gesetzespakets wurden einige �nderungen im Asylrecht beschlos-
sen. Diese beinhalten beispielsweise Finanzhilfen des Bundes f�r L�nder und Kommunen, die
Einstufung von Albanien, Kosovo und Montenegro als sichere Herkunftsl�nder, die verst�rkte
Einf�hrung des Sachleistungsprinzips in Erstaufnahmeeinrichtungen und auch die Schaffung
neuer Aufnahmezentren beim Bund.

11 Bis 23.10.2015 waren es lediglich 3 Monate. F�r Menschen aus sicheren Herkunftsstaaten gilt
die 6-Monatsfrist nicht (vgl. § 47 Abs. 1a Asylgesetz).



1. die Anerkennung als Asylberechtigter,12

2. die Anerkennung als Fl�chtling,13

3. die Gew�hrung subsidi�ren Schutzes14 wie auch
4. das Vorliegen von Abschiebeverboten15

gepr�ft.

In allen 4 F�llen der Schutzgew�hrung wird i.d.R. eine Aufenthaltserlaubnis
(AE) erteilt. Allerdings ergibt sich je nach Pr�fergebnis ein jeweils unterschied-
licher Aufenthaltsstatus mit unterschiedlichen Rechtsfolgen, verbunden mit
unterschiedlichen „Integrationsmçglichkeiten“:

Ergebnis des Verfahrens Aufenthaltsstatus Rechtsfolgen

Anerkennung im Asylverfahren

Als Asylberechtigter/Fl�chtling (Art. 16a GG;
§ 3 Asylgesetz)

Asylberechtigter:

Wer im Land seiner Staatsangehçrigkeit oder
seines gewçhnlichen Aufenthalts schwerwie-
genden Menschenrechts-verletzungen aus-
gesetzt ist. Wer keine Fluchtalternative inner-
halb des Heimatlands oder anderweitig
nachweist.

Fl�chtling:

Wer außerhalb des Landes seiner Staatsange-
hçrigkeit oder als Staatenloser eingereist ist und
begr�ndet Furcht vor Verfolgung wegen Zuge-
hçrigkeit zu einer Ethnie, Nationalit�t, politi-
scher �berzeugung, sozialer Gruppe hat, infol-
gedessen den Schutz seines Heimatlandes nicht
in Anspruch nehmen kann oder will.

§ 25 I AufenthG;
§ 25 II Satz 1 Alt. 1
AufenthG

L Aufenthaltserlaubnis f�r
3 Jahre (blauer Fl�cht-
lingspass)

L Anspruch auf Familien-
nachzug

L Zugang zu Arbeitsmarkt
und Sozialleistungen
(SGB II, XII, BAF�G)

L Anspruch auf Integrati-
onskurs (Niveau A/B1)
i.H.v. i.d.R. 600 Stun-
den (BAMF)

L Freiz�gigkeit in
Deutschland

L Mçglichkeit der Nieder-
lassungserlaubnis nach
3 Jahren

Subsidi�rer Schutz

„Schutzbed�rftig sind Ausl�nder, denen trotz
fehlender Fl�chtlingseigenschaft ein ernsthafter
Schaden droht.“ Definiert sind diese ernsthaf-
ten Sch�den wie folgt: Todesstrafendrohung,
Folter oder unmenschliche Behandlung, ernst-
hafte individuelle Bedrohung infolge inner-
staatlicher bewaffneter Konflikte.

§ 4 Asylgesetz; § 25
II Satz 1 Alt. 2 Auf-
enthG

L Aufenthaltserlaubnis f�r
1 Jahr (kein Fl�chtlings-
pass)

L Familiennachzug einge-
schr�nkt

L Niederlassungserlaubnis
nach 5–7 Jahren
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12 Art. 16a GG i.V.m. § 2 Asylgesetz.
13 § 3 Asylgesetz i.V.m. § 60 I AufenthG.
14 § 4 Asylgesetz i.V.m. § 60 II AufenthG.
15 §§ 60 V, 7 AufenthG.



Ergebnis des Verfahrens Aufenthaltsstatus Rechtsfolgen

Anerkennung im Asylverfahren

Abschiebungsverbote (Duldung)

„Ein Ausl�nder darf nicht abgeschoben werden,
wenn die Abschiebung eine Verletzung der
EMKR darstellt oder eine erhebliche Gefahr f�r
Leib und Leben besteht.“ (BAMF)

§ 60 Abs. V und
VII AufenthG

L Aufenthaltserlaubnis f�r
1 Jahr

L Niederlassungserlaubnis
nach 5 bzw. 7 Jahren

L Kein Anspruch auf Inte-
grationskurs

L Kein Anspruch auf
staatliche Integrations-
leistungen in Form von
Deutschkursen, Ausbil-
dungsfçrderung, Ar-
beitserlaubnis, Kinder-
geld etc.

Tab. 2: Ergebnis des Verfahrens, Aufenthaltsstatus, Rechtsfolgen

Im Falle einer Ablehnung im Asylverfahren gibt es keinen Anspruch auf
Integration. Stattdessen ist die Rechtsfolge die Ausreise und die Abschiebungs-
androhung im Falle der Nicht-Ausreise.

Das Asylverfahren endet mit dem schriftlichen Bescheid �ber den Asylantrag,
wobei bei einer Ablehnung Rechtsmittel mçglich sind.

Integrationspolitische Maßnahmen w�hrend des Asylverfahrens

W�hrend des Asylverfahrens, idealtypisch im Rahmen der „vorl�ufigen Unter-
bringung“, haben die Antragsteller Zugang zu folgenden integrationspoliti-
schen Maßnahmen:

L Sprache: „Im Rahmen der vorl�ufigen Unterbringung (Aufenthaltsgestat-
tung) ist sicherzustellen, dass unentgeltlich Grundkenntnisse der deutschen
Sprache erworben werden.“ Dies umfasst das Niveau A0 bis A1. Hierzu
wird den Kreisen eine Pauschale pro Asylbewerber zur Verf�gung gestellt.

L Zugang zum Arbeitsmarkt im Rahmen der Aufenthaltsgestattung: In den
ersten 3 Monaten ist eine Erwerbst�tigkeit nicht gestattet.16 Ausnahme sind
Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG. Nach 3 bis 48 Monaten ist eine
Besch�ftigung mit Genehmigung der Ausl�nderbehçrde gestattet. Bis zu 15
Monaten erfolgt hierbei eine Vorrangpr�fung, d.h., die Genehmigung wird
nur erteilt, wenn eine Vorrang-/Arbeits-bedingungenpr�fung durch die
Agentur f�r Arbeit stattgefunden hat. Nach 48 Monaten des Aufenthalts
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erfolgt der uneingeschr�nkte Zugang zum Arbeitsmarkt. Selbstst�ndige
T�tigkeiten sind allerdings nicht erlaubt. Der entsprechende Vermerk zum
Zugang zum Arbeitsmarkt ist als Nebenbestimmung im Ausweis enthalten.

Bereits diese kursorischen Vorbemerkungen machen deutlich, wie komplex und
differenziert die ausl�nderrechtlichen Bestimmungen sind und wie unterschied-
lich deshalb die Mçglichkeiten von integrationspolitischen Maßnahmen sind.
Umso wichtiger ist es, die rechtlichen Rahmenbedingungen zu kennen, um
gezielte und wirksame Maßnahmen ergreifen zu kçnnen.

4 Organisation und Zust�ndigkeiten –
Die Koordinationslandschaft auf
kommunaler Ebene

Wurden im vorigen Kapitel die rechtlichen Rahmenbedingungen auf der
Grundlage des Asylverfahrens und seines Ergebnisses skizziert, sollen im Fol-
genden abschließend noch einmal die organisatorischen Zust�ndigkeiten auf
kommunaler Ebene im �berblick dargestellt werden. Hierbei ist vor allem die
Ebene der Kreise/kreisfreien St�dte und der kreisangehçrigen Gemeinden zu
unterscheiden.

Status Was/Thema Wer/Zust�ndigkeit

„vorl�ufige Unter-
bringung“ – 0 bis 6
Monate (nach Erst-
aufnahme in LEA)
– w�hrend des Ver-
fahrens

Unterbringung (vorl�ufig) Kreis/kreisfreie St�dte (Wohnungsamt/
Ordnungsamt)

Anf�ngersprachkurs Kreis/kreisfreie St�dte (Bildungsbereich in
Kooperation mit freien Tr�gern)

Vermittlung von Arbeitsgelegen-
heiten (gemeinn�tzige und staat-
liche Tr�ger)

Kreis/kreisfreie St�dte (Sozialamt)

Sozialleistungen nach dem
AsylbLG

Kreis/kreisfreie St�dte (Sozialamt)

Sozialarbeit im Rahmen der Un-
terbringung

Kreis/kreisfreie St�dte in Kooperation mit
freien Tr�gern
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Status Was/Thema Wer/Zust�ndigkeit

„Vorl�ufige Unter-
bringung“ – 6 bis
15 Monate (wie
oben, aber zus�tz-
lich …) – w�hrend
des Verfahrens

Vermittlung in ESF-BAMF
Sprachkurse

Kreis/kreisfreie St�dte in Kooperation mit
freien Tr�gern

Vermittlung von Praktika, BuFDi

Vermittlung in Arbeit

L Arbeitserlaubnisantrag

L Pr�fung der Agentur f�r Ar-
beit (Vorrang/Arbeits-bedin-
gungen)

L Genehmigung/Ablehnung

Ausl�nderamt

Agentur f�r Arbeit

Ausl�nderamt

Anerkennung als
Fl�chtling

Unterbringung (Anschluss) Kreisangehçrige Gemeinden

Vermittlung in Arbeit/Leistungen
nach dem SGB III: Beratung
§§ 29 ff.; Vermittlung §§ 35 ff.;
berufliche Weiterbildung §§ 81
ff.; Teilhabe am Arbeitsleben
§§ 112 ff.

Jobcenter; Bundesagentur f�r Arbeit

Integrationskurs BAMF

Tab. 3: Wer ist f�r was im Rahmen welches Status zust�ndig?

Idealerweise wird in der LEA17 der Asylantrag gestellt, um ihn dann in der Zeit
der „vorl�ufigen Unterbringung“ abschließend zu bearbeiten. Zust�ndig hier-
f�r ist das BAMF. De facto werden wegen �berlastung der LEAs viele f�r das
Asylverfahren notwendigen Schritte nicht oder nur unzureichend durchgef�hrt,
sodass die gefl�chteten Menschen in die „vorl�ufige Unterbringung“ kommen,
ohne dass eine solide Grundlage f�r das Verfahren gelegt wurde. Idealerweise
ist das Asylverfahren auch nach der Zeit der „vorl�ufigen Unterbringung“, also
nach 15 Monaten, abgeschlossen. De facto aber dauert das Verfahren i.d.R.
l�nger, sodass die Anschlussunterbringung in den kreisangehçrigen Gemeinden
erfolgen muss, ohne dass das Verfahren abgeschlossen ist. Dies bedeutet aber
auch, dass die Gemeinden „vor Ort“ nicht nur Menschen mit sehr unterschied-
lichen kulturellen und lebensgeschichtlichen Hintergr�nden aufnehmen, son-
dern auch mit sehr unterschiedlichen Verfahrensst�nden, verbunden mit for-
mal-rechtlich unterschiedlichen Anspr�chen auf Integrationsmaßnahmen.

http://www.haufe.de/oeffentlicher-dienst C�V 1124016 | HI8752197

Entwicklungen & Trends Kommunale Fl�chtlingsarbeit

Gruppe 6 Seite 446
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und in denen auch der Asylantrag gestellt werden soll.



Insofern geht es vor Ort einerseits um fallbezogene Einzelleistungen und Einzel-
steuerung, andererseits erfordert die F�lle der Einzelf�lle eine strategische
Gesamtsteuerung und eine Koordinierung der unterschiedlichen Akteure.

Dabei kçnnen einige, sehr wichtige „Schnittstellen“ der kommunalen Koor-
dinierung herauskristallisiert werden:

1. Vertikale Koordinierung zwischen den Kreisen und den
kreisangehçrigen Gemeinden

Da die Kreise als untere Aufnahmebehçrde f�r die vorl�ufige Unterbringung
zust�ndig sind, sind sie dringend auf die Unterst�tzung der einzelnen St�dte und
Gemeinden angewiesen. Normalerweise verf�gen die Kreise nur sehr einge-
schr�nkt �ber eigene Fl�chen und Unterbringungsmçglichkeiten. Bereits die
vorl�ufige Unterbringung erfolgt deshalb immer bereits auf einer konkreten
Gemeindegemarkung, auf der dann die Unterbringung erfolgt. Auch die Kon-
sequenzen der jeweiligen Unterbringung sind „vor Ort“ zu reflektieren. So sind
f�r Kinder Betreuungs- und Schulpl�tze zur Verf�gung zu stellen, die Sprach-
kurse sind vor Ort, oftmals mit Unterst�tzung freier Tr�ger und Ehrenamtli-
cher, durchzuf�hren. Auch die Sozialarbeit durch den Kreis oder vom Kreis
beauftragte freie Tr�ger erfolgt „vor Ort“ in den Kommunen, genauso wie die
Gewinnung, Koordinierung und Unterst�tzung der ehrenamtlichen Helfer.
Diese jeweilige Ortsbezogenheit macht es dringend erforderlich, dass es eine
enge Abstimmung und Koordinierung zwischen den Kreisen und den St�dten
und Gemeinden gibt.

2. Intraorganisationale Koordinierung innerhalb der Kreise und der
Gemeinden

Neben der vertikalen Koordination sind innerhalb der jeweiligen Kreise und
Gemeinden unterschiedliche Fachbereiche und Themenfelder betroffen. So sind
die Organisationseinheiten „Wohnen“, „Ordnung“, „Soziales“, „Bildung/Kin-
dertageseinrichtungen/Schulen“, „Arbeit“, „B�rgerengagement/B�rgerbetei-
ligung“ und „Integration“ wichtige Themenfelder, die oft in unterschiedlichen
Organisationseinheiten (oft mit unterschiedlichen „Brillen“ und Perspektiven)
wahrgenommen werden. Damit sind f�r die verschiedenen Integrationsbereiche
auch in einer Verwaltung verschiedene �mter und Personen zust�ndig. Auch
diese sind innerhalb einer Organisation effizient zu koordinieren. Insofern ist
Integration eine Querschnittsaufgabe, die eine Vielzahl von �mtern und Fach-
bereichen ber�hrt.

C�V 1124016 | HI8752197 http://www.haufe.de/oeffentlicher-dienst

Kommunale Fl�chtlingsarbeit Entwicklungen & Trends

Gruppe 6 Seite 447



3. Interorganisatorische Koordinierung zwischen
staatlichen/kommunalen sowie zivilgesellschaftlichen/marktlichen
Akteuren

Da die Integration eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, sind die zivilgesell-
schaftlichen Kr�fte zwingend mit einzubinden. Dies kann einerseits der „pro-
fessionelle“ zivilgesellschaftliche Sektor sein (Caritas, Diakonie, DRK …) wie
auch die dringend notwendige Einbindung des Ehrenamts in Form von Kirchen,
Vereinen, Helferkreisen und Einzelpersonen. Aber auch die Wirtschaft in Form
von Unternehmen oder Medien kçnnen und m�ssen eine wichtige Rolle spielen.

Abb. 5: Aktionsfelder & Akteure; Die jeweils relevanten Akteure sind f�r die
Aktionsfelder zu identifizieren und zur Beteiligung einzuladen

Dies bedeutet, dass in allen Handlungsfeldern intra- und interorganisatorische
Koordinierung notwendig und sinnvoll ist. Hierbei ist das Spannungsfeld zu
beachten, das sich zwischen einer Unterkoordinierung, das mçgliche Synergien
nicht erschließt, und einer b�rokratischen �berkoordinierung, die Zeit und
Flexibilit�t kostet und kreative Freiheitsgrade verringert, erstreckt. Denn Ab-
stimmung kann auch, gerade in Konfliktbereichen zum „Minimalkonsens“,
zum „Aussitzen und Nicht-Handeln“ und damit zur L�hmung f�hren. Insofern
kann auch eine gezielte „Nicht-Koordination“ (d.h. die Gew�hrung von Ge-
staltungsfreiheit) zur Koordination gehçren. Im Bild gesprochen: Im Straßen-
verkehr gibt es manchmal „Beschleunigungs-Busspuren“, auf denen die Linien-
busse und Taxis den normalen Verkehr passieren d�rfen, um Schnelligkeit und
Flexibilit�t zu gewinnen. In der derzeitigen Fl�chtlingsthematik sind auf allen
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Ebenen derzeit „Beschleunigungs-Busspuren“ erforderlich, die jenseits des nor-
malen Handelns die notwendige Schnelligkeit, Flexibilit�t und Freiheit ermçg-
lichen.

Im abschließenden Teil, soll gezeigt werden, wie eine sinnvolle Koordinierung
aussehen kann, jenseits von �ber- und Unterkoordinierung.

5 Koordination kommunaler
Fl�chtlingsarbeit

3 zentrale Koordinierungsdimensionen wurden bereits genannt:

– Kreis – Kommune
– intraorganisatorische Handlungsfelder
– Staat – Zivilgesellschaft

2 weitere sind hinzuzuf�gen: Gerade in grçßeren St�dten gibt es Stadtteile und
Quartiere. Da gerade „vor Ort“ die Integration erfolgt, sind stadtteilbezogene
Aktivit�ten besonders hilfreich und sinnvoll, weshalb die „R�ume“ eine weitere
Koordinierungsdimension abbilden. Auch gibt es neben der Vielzahl operativer
Maßnahmen eine strategisch-konzeptionelle Ebene, die mit der operativen
Ebene verkn�pft werden sollte.

Sehr interessant und inspirierend hierbei ist die „Verwaltungsvorschrift des
Ministeriums f�r Integration �ber die Gew�hrung von Zuwendungen zur
Fçrderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration“ (VwV-Integration).
Ziel dieser Vorschrift ist die „Entwicklung und St�rkung nachhaltiger Struktu-
ren im Integrationsbereich auf kommunaler Ebene“ (§ 1). Hierzu werden
beispielsweise folgende Maßnahmen gefçrdert (§ 2):

L Zentrale Ansprechstelle f�r Kommunen im Bereich der Integration (d.h.
interne Koordinierungsstelle)

L Aufbau und Pflege eines kommunalen „Netzwerks Integration“ (d.h. Koor-
dinierung mit zivilgesellschaftlichen Akteuren und mit dem Landkreis)

L Erstellung oder Fortschreibung eines kommunalen Integrationskonzepts
(d.h. die Koordinierung von operativen Maßnahmen i.V.m. l�ngerfristigen
strategisch-konzeptionellen �berlegungen)

L Aufbau und Pflege einer zentralen Internet-Plattform zur Information und
Vernetzung (d.h. Koordination durch Kommunikation und Information)

Damit unterst�tzt die VwV Integration die Koordinierungs- und Integrations-
kompetenz und fordert und fçrdert dementsprechende kommunale Maßnah-
men.
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Innerhalb der Gemeinden und Kreise hat sich folgende intraorganisatorische
Arbeits- und Koordinierungsstruktur bew�hrt:

5.1 Intraorganisatorische Koordinierung
Auch wenn die Stadtverwaltung im Netzwerk agiert, ist sie doch der zentrale
Koordinationsakteur. Integration kann nur vor Ort gelingen, weshalb die Stadt
als gemeinwohlorientierter Akteur die Vernetzung im Inneren wie nach außen,
horizontal wie auch vertikal sicherstellen muss.

5.1.1 Die Bildung einer verwaltungsinternen
Arbeitsgruppe/Projektgruppe

Die Vernetzung kann nur gelingen, wenn die Stadt in einem ersten Schritt eine
interne „Task Force“, Arbeits- oder Projektgruppe bestimmt, die die verwal-
tungsinterne Koordination �bernimmt.

Die Bildung orientiert sich an den wichtigen Integrationsfeldern

– „Wohnen“,
– „Bildung“,
– „Soziales“

und umfasst all die Akteure, die im Rahmen der Fl�chtlingsarbeit betroffen
sind. Neben Fachfunktionen sind auch die Querschnittsfunktionen „B�rger-
schaftliches Engagement“, die Pressestelle und eine ggf. vorhandene Integrati-
onsstelle zu beteiligen. Wichtig ist es, dass die Projektgruppe ihrerseits klare
Rollentrennungen kennt und innerhalb der Gruppe eine Projektkoordination
oder Projektleitung die Steuerung �bernimmt.

Regelm�ßige Zusammenk�nfte und stringente Steuerung

Die verwaltungsinterne Projektgruppe sollte regelm�ßig (bei Bedarf auch ad
hoc) zusammenkommen, um die Maßnahmen in den einzelnen Handlungs-
feldern abzustimmen und zu koordinieren. Eine stringente Steuerung der Pro-
jektgruppen (klare Ziele, Tagesordnung, To-Do-Listen, Protokolle, gemein-
same Kommunikationsplattform) kann zur Effizienz des Gremiums beitragen.
Gerade wegen der oben sehr klar formulierten Spannung zwischen „Ordnungs-
und Integrationspolitik“ kann es innerhalb der Arbeitsgruppe zu durchaus
unterschiedlichen Positionen und Maßnahmenvorschl�gen kommen, die zu
versteckten oder auch offen ausgetragenen Konflikten f�hren kçnnen, vielleicht
sogar m�ssen. Dies setzt innerhalb der Projektgruppe eine hohe Konfliktkom-
petenz voraus. Auch kçnnen klar formulierte „Haltungen“ vonseiten der
F�hrungsspitze, idealerweise sogar vom Gemeinderat, die Konflikte entsch�r-
fen. Im Idealfall arbeitet die Gruppe zielorientiert, effizient und effektiv zusam-
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men und entwickelt sich zu einem guten Team. Im Negativfall arbeiten die
Akteure in der Gruppe zwar formal miteinander, aber informal gegen- und
nebeneinander. Eine hohe fachliche und zwischenmenschliche Projektsteue-
rungskompetenz ist erforderlich.

5.1.2 Verzahnung mit der F�hrungsspitze

Da es im Rahmen einer Projektgruppe zu Entscheidungen kommen muss,
teilweise von erheblicher Relevanz, teilweise auch unter starkem Zeitdruck, ist
die R�ckbindung zu den zentralen verwaltungsinternen und politischen Ent-
scheidern zwingend erforderlich. Hierzu bietet es sich entweder an, das Thema
„Fl�chtlinge“ in der hoffentlich regelm�ßig stattfindenden Dezernentenrunde
zu behandeln oder eine eigene Lenkungsgruppe zu schaffen, in der die wichtigs-
ten Entscheider und die Projektkoordination regelm�ßig zusammenkommen.
W�hrend die Projektgruppe eher operativ orientiert ist, trifft die Lenkungs-
gruppe die strategischen Entscheidungen, diskutiert �ber die strategischen
Ziele, nimmt wichtige „Meilensteine“ ab. Klare und standardisierte Projektma-
nagementtools kçnnen hierbei ebenfalls wertvolle Unterst�tzung leisten. Mit-
hilfe der Arbeitsgruppe und der Lenkungsgruppe werden intern sowohl die
Handlungsfelder als auch die operative mit der strategischen Ebene verkn�pft.

5.2 Interorganisatorische Koordinierung: Die
Verzahnung mit der Zivilgesellschaft

Ganz zentral ist eine gute Verkn�pfung mit zivilgesellschaftlichen Akteuren.
Und zwar sowohl auf der individuellen, operativen Ebene wie auch auf der
„strategischen“ Ebene der Repr�sentanten und Funktionstr�ger.

5.2.1 Verwaltungsinterne Koordinierungs- und Netzwerkstelle

Es hat sich gezeigt, dass es auch hier wieder diverse Verzahnungsdimensionen
gibt:

L R�umliche Verzahnung: Viele Akteure (z.B. Helferkreise) orientieren sich
an ihrem Stadtteil und �bernehmen Verantwortung f�r dort wohnhafte
Fl�chtlinge, oft und gerade wenn in diesem Stadtteil entsprechende Unter-
bringungen stattfinden.

L Inhaltliche Verzahnung: Je nach Kompetenz und Leidenschaft engagieren
sich Menschen im Bereich der Sprache & Bildung, der Unterst�tzung bei der
Arbeitssuche, auf dem Wohnungsmarkt etc. Allerdings sind hier die Gren-
zen sehr fließend, da die Begleitung und Unterst�tzung immer auch ganz-
heitlich ist und sich an den Menschen orientieren muss und an ihren
Bedarfen. Gerade die Mentoren- und Patenschaftsmodelle leisten hier wich-
tige, personenorientierte und ganzheitliche Arbeit.
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In diesem Kontext kommt einer koordinierenden „Netzwerkstelle“ eine zen-
trale Bedeutung zu. Ihre Rolle besteht darin, das ehrenamtliche Engagement
z.B. in Form der Unterst�tzerkreise bei Bedarf

– zu initiieren (Initiativfunktion, Impulsfunktion),
– zu unterst�tzen und zu begleiten (Enablings-Funktion) und sie gegenseitig
– zu vernetzen, sodass kreative, neue Impulse, Projekte, Hilfestellungen und

ein Erfahrungsaustausch mçglich sind.

Hierzu kçnnen verschiedene Formate mit je unterschiedlichen Grenzen und
Mçglichkeiten gew�hlt werden. So kçnnen beispielsweise „offene“ oder „ge-
schlossene“ regelm�ßige Gespr�chsrunden stattfinden, bei denen die Vertreter
der Helferkreise die Mçglichkeit des Austauschs haben. Oder sie kçnnten
immer wieder „themenfeldbezogen“ stattfinden, in denen die jeweiligen „Ex-
perten“ und „Unterst�tzer“ aus den Handlungsfeldern zusammenkommen.
Auch kommen „Großgruppen-“ und „Kleingruppenformate“ infrage, je nach-
dem wie groß die Zielgruppe ist und je nach Frage- und Themenstellung, die
relevant ist. Wichtig ist es auch, die Fragestellungen, Themen, auch Probleme,
die „vor Ort“ auftreten, aufzunehmen und in die interne Diskussion einzuspei-
sen. Gerade f�r die ehrenamtlichen Helferkreise kann solch eine Stelle eine
immens wichtige Rolle der Unterst�tzung sein, sei es in Form der Beratung, der
Fortbildung, der Begleitung etc.

5.2.2 Verzahnung mit den Repr�sentanten der Stadtgesellschaft

Wie im politisch-administrativen Bereich auch, gibt es „Repr�sentanten“ der
Stadtgesellschaft, die eine wichtige strategische und multiplikatorische Funk-
tion haben. In unterschiedlichen Handlungs- und Integrationsfeldern sind dies
je unterschiedliche Akteure.

So sind f�r die Integration in den Arbeitsmarkt neben der Stadt auch die
Agentur f�r Arbeit, insbesondere aber auch die Vertreter der Firmen, z.B. in
Form der IHK oder der Handwerkskammer, sehr wichtig.

Im Bereich der Bildung gibt es ggf. repr�sentative Vertreter der Schulen oder
Hochschulen, im kirchlichen Bereich sind es die Repr�sentanten der kirchlichen
bzw. religionsgemeinschaftlichen Einrichtungen. Es kann sinnvoll sein, auf
einer „normativ-strategischen“ Ebene wichtige gemeinsame „Haltungen“ zu
entwickeln oder aber „strategische“ Weichenstellungen in wichtigen Hand-
lungsfeldern zu erarbeiten, die dann wieder im operativen Vollzug zu notwen-
digen Klarheiten f�hren kçnnen.

So gibt es im Rahmen des Projektmanagements bei komplexen Projekten oft
neben einer Projekt- auch eine Lenkungsgruppe. Zur Verzahnung zwischen den
Sektoren Staat/Kommune – Zivilgesellschaft – Wirtschaft kann eine repr�sen-
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tative Gruppe gebildet werden, die im Rahmen der Fl�chtlingsthematik in der
kommunalen Gesellschaft wichtige Weichen stellt bzw. diese diskutiert.

5.3 Vertikale Koordinierung zwischen den Ebenen:
Land – Kreis – kreisangehçrige Gemeinden

Integration findet „vor Ort“, also in den St�dten und Gemeinden statt. Den-
noch spielen, wie auch die Darstellung des rechtlichen Rahmens und der
organisatorischen Zust�ndigkeiten verdeutlicht haben, Landesvorgaben und
der Kreis eine zentrale Rolle. Der Kreis (kreisfreie St�dte) bringt die Asylbewer-
ber vorl�ufig unter. Er ist zust�ndig f�r die Sozialberatung und sieht sich in der
Rolle der Vernetzung und Koordinierung des Ehrenamts. In der Praxis f�hrt
dies teilweise zu einer „organisierten Unverantwortlichkeit“.

Die Gemeinden und B�rgermeister kçnnen auf die Zust�ndigkeit des Kreises
verweisen und sich eigenen integrationspolitischen Anstrengungen verweigern.
Es kann darauf verwiesen werden, dass es ja der Kreis ist, der unterbringt, der
f�r die Betreuung zu sorgen hat und der die Koordination der Ehrenamtlichen
vornimmt. Dies kann in der Praxis nur begrenzt funktionieren. Ehrenamt spielt
sich „vor Ort“ ab, die Unterbringung setzt die lokale Kenntnis der Infrastruktur
voraus und selbst die sozialarbeiterische Betreuung findet in Stadtteilen statt, in
denen ggf. auch ein sozialer Dienst der Gemeinde unterwegs ist. Insbesondere
das Ehrenamt kann nicht „kreisweit“ organisiert werden bzw. nur in den
Bereichen, in denen es kreisweite Synergien (z.B. Dolmetscherpool, zwischen-
gemeindliche Kooperation, N�he zum Jobcenter insb. in den Optionskom-
munen/-kreisen) geben kann.

Solange allerdings bestehende Strukturen gelten, ist die Kommunikation und
Abstimmung zwischen Kreis und Gemeinden umso wichtiger. Werden neue
vorl�ufige Gemeinschaftsunterk�nfte geplant, so ist die Kommunikation mit
den Anwohnern, also die Kommunikations- und Beteiligungsarbeit, auch die
Einbindung des Ehrenamts sehr gut mit der Gemeinde abzustimmen. Dies
bedeutet, dass es intensive Routine- und Ad-hoc-Kommunikationsstrukturen
mit der Gemeinde geben muss. Bei einer Vielzahl kreisangehçriger St�dte und
Gemeinden kann dies leicht zu einer kommunikativen �berforderung des
Kreises f�hren.

Abschließend soll die „Verzahnungsarchitektur“ noch einmal grafisch dar-
gestellt werden:
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Abb. 6: Verzahnungsarchitektur Koordination

Grundidee hierbei ist, dass alle Strukturen „ineinandergreifen“, d.h., dass sich
die Netzwerke �berlappen, sodass eine gute und kontinuierliche Kommunika-
tion erfolgen kann.

Wenn nun die jeweiligen Akteure ihre Rollen kennen und das tun, was sie
besonders gut tun kçnnen, kann eine sehr gute, gegenseitig wertsch�tzende und
synergetische Arbeit organisiert werden. So kçnnte eine gute Verteilung f�r eine
gelingende Rollenverteilung folgendermaßen aussehen:

Themenfelder Ehrenamt Hauptamt (staatliche und freie
Tr�ger)

Unterkunft & Wohnen Erstbesuche; Willkommenspaten;
Einrichten eines Caf�s; Besuche;
Einladen zu Veranstaltungen; ggf.
zielgruppenspezifische Angebote,
z.B. f�r Frauen, Kinder etc.; Un-
terst�tzung bei der Suche nach
Wohnraum …

Bereitstellung der Unterk�nfte;
Organisation von Wohnraum; so-
zialarbeiterische Betreuung und
Beratung; Koordination der eh-
renamtlichen Helfer in den Unter-
k�nften …

Bildung & Sprache Sprachpaten; Mobilit�t sicher-
stellen zum Besuch von Kursen;
gemeinsame Ausfl�ge; Unterst�t-
zung bei Behçrdeng�ngen etc.;
„Studierendenpaten“ …

Sprachkurse; Vorbereitungsklas-
sen; Dolmetscherpool; Koope-
ration mit Schulen und Univer-
sit�ten …
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Themenfelder Ehrenamt Hauptamt (staatliche und freie
Tr�ger)

Integration in den Arbeits-
markt

Unterst�tzung bei Arbeitssuche
und „Kompetenzfeststellung“;
Angebot von Arbeitsmçglichkei-
ten; Mentorenmodelle zur Inte-
gration in den Arbeitsmarkt …

Organisation von Arbeitsgelegen-
heiten; ordnungsrechtliche Ge-
nehmigungen zur Erleichterung
der Arbeitsaufnahme; Organisa-
tion von Arbeitsgelegenheiten im
Verbund mit der Wirtschaft …

Lebensunterhalt und Ge-
sundheit

Besuch von �rzten unterst�tzen;
Unterst�tzung bei der Bedarfs-
deckung; Organisation von Ange-
bot und Nachfrage von Ge-
brauchsartikeln …

Gew�hrung der sozialhilferecht-
lichen Leistungen; Unterst�tzung
der Organisation des Austauschs,
z.B. durch Online-Plattform,
Zurverf�gungstellung von Lager-
raum …

Soziale Teilhabe Einbindung in Vereine und Un-
terst�tzung bei Integration durch
Ehrenamt; Stadtteilfeste; interna-
tionale Vereine und Religions-
gemeinschaften entwickeln Un-
terst�tzungs-maßnahmen …

Unterst�tzung der Ehrenamtli-
chen, z.B. bei der Initiierung der
Helferkreise; Schulung von Eh-
renamtlichen; Bereitstellung von
Supervisionsgruppen; Verwaltung
von Sach- und Geldspenden; An-
sprechpartner f�r Ehrenamtliche
…

Tab. 5: Rollenverteilung Ehrenamt und Hauptamt (staatliche und freie Tr�ger)

Diese lediglich beispielhaft dargestellten konkreten Unterst�tzungsleistungen
zeigen auf, wie vielf�ltig, aber auch anspruchsvoll die Verzahnung der Akteure
innerhalb der Handlungsfelder ist.

5.4 Zwischen Einzelfallbegleitung und systemischer
Gesamtsteuerung

Derzeit gibt es auf vielen Ebenen eine große individuelle Bereitschaft zur
Begleitung und Hilfe von Menschen auf der Suche nach Schutz und Heimat.
Diese individuelle Ebene ist unglaublich wichtig, da es Menschen sind, die
kommen und die anderen Menschen begegnen. Gleichwohl sind Institutionen
wie Staat und Gemeinde Kollektive, die ihre Arbeit auch auf der Grundlage von
mçglichst objektiven Zahlen, Daten und Fakten wahrnehmen.

Derzeit fehlt es in vielen St�dten noch an notwendigem Datenmaterial, das es
ermçglicht, die Einzelfallbegleitung in einen systemischen Gesamtzusammen-
hang zu stellen. Nicht zuletzt fehlen die Daten auch deshalb, da die Daten
innerhalb der Ebenen (Bund, L�nder, Gemeinden) und der Akteure (BAMF;
Ausl�nderbehçrden) noch nicht in ausreichender Weise koordiniert erfasst
werden. Auch der Datenaustausch zwischen den Verfahren ist nur sehr begrenzt
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mçglich. Allerdings gibt es im Fl�chtlingsbereich in allen Handlungsfeldern
eine Vielzahl von steuerungsrelevanten Fragen, die nur mithilfe solider Daten-
grundlagen zu einer (begrenzten) strategischen Gesamtsteuerung f�hren kçn-
nen. Erste Kennzahlen und steuerungsrelevante Fragen seien hier f�r die kom-
munale Ebene erw�hnt.

Handlungsfeld Steuerungsrelevante Fragen & Kennzahlen

Allgemeines Wie viele Fl�chtlinge leben vor Ort (Altersstruktur, Status, Herkunft,
Familiensituation, Religionszugehçrigkeit, Verfahrensstand des Asylver-
fahrens etc.)?

Bildung & Sprache Wie viele Kinder in welchen Altersstrukturen leben vor Ort? In welchem
Stadtteil? Welche Kinderbetreuung ist erforderlich? In welcher Form? Wie
ist das Sprachniveau? Welche Angebote sind erforderlich? Welche Schul-
pl�tze, welcher Form m�ssen zur Verf�gung gestellt werden (Vorberei-
tungsklassen etc.)?

Welchen Bildungshintergrund haben die Fl�chtlinge?

Wohnen Wie viele Menschen leben in der „vorl�ufigen Unterbringung“?

Wie viele Menschen finden nach dem Auszug aus der Gemeinschaftsunter-
kunft eine Wohnung mit eigenem Mietvertrag? Wie viele Menschen wer-
den nach Polizeigesetz ordnungsrechtlich eingewiesen (Nutzungsvertrag?)?

Wie viel zus�tzlicher Wohnraum ist perspektivisch erforderlich? Wie kann
er geschaffen werden, ohne dass die Konkurrenzsituation vor Ort zu-
nimmt? …

Arbeit Welchen Bildungs- und Ausbildungsstand haben die gefl�chteten Men-
schen?

Wie kçnnen (auf der Grundlage des jeweiligen Status) vonseiten der Stadt-
gesellschaft Arbeitsgelegenheiten, Praktika, Ausbildungsstellen, Arbeits-
pl�tze, Studienpl�tze etc. zur Verf�gung gestellt werden?

Kultur & Teilhabe Was kann die Stadt beitragen, damit die Menschen die Stadt kennenlernen?
Was kçnnen die Vereine beitragen, um gefl�chtete Menschen als Mitglie-
der zu gewinnen?

Wie kçnnen sich die Kirchen und Religionsgemeinschaften einbringen?

Tab. 6: Steuerungsrelevante Fragen und Kennzahlen

Bereits die nur kursorisch skizzierten Fragen zeigen auf, welche operativen und
strategischen Fragen sich in allen Handlungsfeldern stellen. Umso wichtiger ist
es, als Stadt und Gemeinde die wichtigen Datengrundlagen zu kennen, um
handlungsfeld- und zielgruppenspezifische Maßnahmen zu ergreifen, die die
Integration erleichtern und ermçglichen. W�hrend Zahlen, Daten und Fakten
„objektiv“ sind und die Analyse und das Entwickeln von Maßnahmen erleich-
tern kçnnen, so ist doch eine gute Zusammenarbeit von den Menschen und
ihren jeweiligen Hintergr�nden sowie F�higkeiten abh�ngig. Deshalb soll an
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dieser Stelle noch einmal auf die „Stolpersteine der Zusammenarbeit“, gerade
in Verbindung von Staat und Zivilgesellschaft, hingewiesen werden.

5.5 Stolpersteine der Zusammenarbeit – Zwischen
Verwaltungs- und Netzwerkkultur

In diesem Art. wurde bereits auf einige Spannungsfelder hingewiesen. Abschlie-
ßend soll im Sinne eines besseren Verst�ndnisses f�r die Zusammenarbeit noch
einmal auf bestimmte Grundlogiken, man kçnnte auch sagen Grundkulturen,
hingewiesen werden, die zu produktiven oder destruktiven Reibungen im
Rahmen der Zusammenarbeit f�hren kçnnen. Bereits Max Weber, der be-
r�hmte Soziologe, hat vor mehr als 100 Jahren auf die grundlegenden Struktur-
merkmale der Verwaltung hingewiesen.

Kernelemente der Verwaltung sind

– Rechtm�ßigkeit,
– Zentralisierung,
– eine starke funktionale Arbeitsteilung und
– ein neutrales „Berufsbeamtentum“.

Auch wenn sich seit 100 Jahren sehr, sehr viel ge�ndert hat, so sind diese
Grundmerkmale (teilweise sehr zu Recht) auch heute noch vorhanden und
spiegeln sich in den Verhaltenslogiken der Verwaltung und ihrer Kultur. So ist
nach wie vor, allen Dezentralisierungs- und Autonomisierungsdebatten zum
Trotz, eine tendenziell starke Hierarchie vorhanden, gepaart mit einer starken
Arbeitsteilung zwischen den �mtern. Nach wie vor h�lt sich die Verwaltung an
das Gesetz und formale Voraussetzungen (zum Gl�ck), verbunden allerdings,
und dies ist die Kehrseite, mit einer starken Formalisierung und oft auch
B�rokratisierung. D. h. auch, dass in den geschilderten Strukturen und Kultu-
ren generell eine hierarchische Kommunikation von „oben nach unten“ vor-
herrscht, verbunden mit der „Kommunikationskontrolle“ nach außen. Rigide
Kommunikationsregeln sorgen daf�r, dass die Verwaltung und der Oberb�r-
germeister mit einer Stimme (in Form der Pressestelle) nach außen auftreten.
Auch dies ist grunds�tzlich gut so, denn w�rden alle internen Konflikte und
Spannungslinien nach außen getragen werden, w�re ein kommunikatives
Chaos die Folge. Insofern haben all die geschilderten „Logiken“ ihr Recht,
aber auch ihre Grenzen und negativen Wirkungen.

Ganz im Gegensatz hierzu die b�rgerengagierte Netzwerkkultur. Sie fordert das
Mit-Denken und Mit-Tun von „unten“. Bottom up statt top down. Organisier-
te, spezialisierte Verwaltungsgrenzen sind dem B�rger egal. Er denkt und agiert
vom Einzelfall aus, der nur ganzheitlich zu sehen ist. Zust�ndigkeiten, formale
Rahmenregelungen werden als befremdend wahrgenommen. Gleiches gilt f�r
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die Kommunikation. Sie ist dialogisch, auf Augenhçhe, basiert auf Vertrauen
und gemeinsamen Wertehandlungen. Autonomie, Eigenst�ndigkeit und Zivil-
courage werden großgeschrieben, verbunden, zumindest teilweise, mit einem
gewissen Misstrauen gegen�ber Staat und Verwaltung. Auch von daher ist die
gewisse Skepsis zu sehen, die viele zivilgesellschaftliche Akteure haben, wenn
der Staat die Rolle des Steuermanns und damit die Planung, Umsetzung und
Kontrolle �bernimmt. Gegenseitiges Misstrauen ist deshalb die Folge, weshalb
die „Netzwerkarbeit“ anspruchsvoll ist. Die Wahrnehmung der jeweiligen
Logiken kann hierbei hilfreich sein, ins Gespr�ch zu kommen, bis hin zu dem
Punkt, wo die damit verbundenen jeweiligen Rollen wertgesch�tzt und aner-
kannt werden.

Abb. 7: Verwaltungskultur und Netzwerkkultur erg�nzen sich

Insofern ist es wichtig, diese unterschiedlichen Logiken zu verstehen, die immer
wieder zu Verwirrungen, Ambivalenzen, Unsicherheiten, Konkurrenzen und
gegenseitigen Entt�uschungen f�hren. Aber umgekehrt gilt auch: Die Befrem-
dung kann zur Bereicherung werden, wenn die jeweilig andere Perspektive
wahrgenommen, verstanden und zumindest in Teilen respektiert wird. Erst in
dieser Zusammenarbeit kann dann eine erfolgreiche, gemeinsame Arbeit ent-
stehen.
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6 Ausblick

Vielleicht ist die derzeitige Situation der weltweiten Fl�chtlingsbewegungen die
grçßte Herausforderung der europ�ischen, deutschen und kommunalen Gesell-
schaft. Sie ist nur begrenzt steuerbar und „managebar“. Und dennoch muss
alles getan werden, damit Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft ihre Hand-
lungsf�higkeit erhalten, wiedergewinnen und weiterentwickeln. Dies gelingt
durch die Schaffung intelligenter Strukturen und Kulturen, die Zusammen-
arbeit ermçglichen. Denn eines ist klar: Nur gemeinsam wird die Krise, die
zugleich auch Chance ist, zu bew�ltigen sein. Im Rahmen der bisherigen
Strukturen wurde aufgezeigt, wie aus Sicht der Autoren die Zusammenarbeit
sinnvoll organisiert werden kann.

Dennoch sind perspektivisch strukturelle Reform�berlegungen dringend erfor-
derlich. In Teilen herrscht eine „organisierte Unverantwortlichkeit“ und Ver-
antwortungsdiffusion, die die Integration erschwert. Insofern sollte dringend
�ber das Verh�ltnis der Kreise und Gemeinden nachgedacht werden und �ber
die derzeit vorhandene Dreigliedrigkeit. Besser w�re es, die Gemeinden w�rden
im Rahmen der Unterbringung, der sozialen Betreuung, der Netzwerkarbeit
eine origin�re Zust�ndigkeit erhalten. Nat�rlich w�re dies mit neuen Finanzie-
rungs- und Personalstrukturen zu verbinden, w�rde aber auch die Handlungs-
f�higkeit der Kommunen erhçhen. Ein zentraler Managementgrundsatz lautet:
„Structure follows strategy“. Die Frage bleibt, ob die gegenw�rtigen Strukturen
eine Integrationsstrategie nachhaltig unterst�tzen. Insbesondere wird deutlich,
dass diese komplexe Gesamtaufgabe im Rahmen der „normal-�blichen“ Stan-
dardprozeduren, -strukturen und -kulturen nicht gew�hrleistet werden kann.
Experimente, Flexibilit�t, Freiheit sind gleichermaßen notwendig wie Stan-
dardisierung und ein klarer politisch-rechtlicher Rahmen. Dieser Lernprozess
ist anspruchsvoll und notwendig. Aber er kann gelingen.
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